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Für ihre Themen setzen sie sich im Nationalrat vehement ein: Christine Bulliard (CVP) aus Überstorf und
Ursula Schneider Schüttel (SP) aus Murten. So auch in derWintersession 2013. Während Bulliard vor dem Rat das neue

Weiterbildungsgesetz vertrat, stand Schneider für die Rehabilitierung von administrativ Weggesperrten ein.

Dossiers erfolgreich verteidigt
FAHRETTIN CALISLAR (TEXT)
UND CHARLES ELLENA (BILDER)

D as Gesetz zur Reha-
bilitierung der ad-
ministrativ Versorg-
ten kam im Natio-

nalrat schlank durch (Kasten).
In der Rechtskommission sei
bei den Bürgerlichen vor allem
ein Widerstand gegen allfällige
finanzielle Folgen spürbar ge-
wesen, erläutert SP-National-
rätinUrsula Schneider Schüttel
(Murten). Ein Grund für die
ablehnende Haltung der SVP
könne sein, dass sie als den
Bauern nahestehende Partei
wegen der Verdingkinder sen-
sibel auf die Frage sei. «Diese
gehören auch zu diesem dunk-
len Kapitel der Geschichte,
auch wenn sie nicht zwingend
durch einen administrativen
Entscheid platziert wurden.»
Das Thema der administrativ

Versorgten wird nun gestützt
auf das Gesetz interdisziplinär
wissenschaftlich aufgearbeitet.
Und: «Es ist wichtig, dass wir
nicht nur von einer reinen An-
erkennung des Unrechts spre-
chen, das diesenMenschen ge-
schehen ist, sondern dass man
ihnen auch eine finanzielle
Wiedergutmachung zukom-
men lässt.» Und zwar rasch.
Dafür wird nun auch eine So-
forthilfe aufgebaut. Der Grund:
Viele Betroffene sind alt und in
einer schlechten finanziellen
Situation. «Eine Wiedergutma-
chung ist leider nicht Teil des
Gesetzes, aber langfristig auch
nicht ausgeschlossen», so
Schneider.
Zwar wollte die Kommission

den Behördenmitgliedern, die
damals gestützt auf die gelten-
den Gesetze entschieden hat-
ten, keine Vorwürfe machen.
Einige hätten sicher in gutem
Willen gehandelt. «Allerdings
ist aus heutiger Sicht scho-
ckierend, wie Leute, die eine
andere Lebensweise oder ein-
fach Pech hatten, behandelt
wurden.»
Ihre CVP-Ratskollegin Chris-

tine Bulliard (Überstorf), wie
Schneider auch Exekutivmit-
glied in ihrer Wohngemeinde,
fügt hinzu: «Ich frage mich,
was die Leute in 30 Jahren über
unsere Entscheide denken.
Vielleicht gibt es darunter
manchmal auch harte und un-
angemessene Entscheide.»
Es gebe einen Lichtblick,

schliesst Schneider: den run-
den Tisch, an dem auch der
Bauernverband vertreten ist
und offene, namentlich auch
finanzielle Fragen klären soll.
Eine Idee, die Bulliard unter-

stützt: «Er beschäftigt sich mit
finanziellen, juristischen und
ethischen und moralischen
Aspekten, das ist wichtig.» Auf
seine Empfehlungen warte sie
mit Interesse.

Weiterbildungsgesetz
Bulliard selbst kämpfte als

Kommissionssprecherin vor
dem Rat für ein Rahmengesetz
zur Weiterbildung. Es koordi-
niert die Bemühungen im Rah-
men der Weiterbildung, legt
Ziele und Kriterien fest. «Es soll
das lebenslange Lernen för-
dern», erläutert Bulliard. Denn
früher habe man seinen Beruf
das ganze Leben lang ausgeübt.
Heute habe jeder im Laufe sei-
nesErwerbslebensmehrereBe-
rufe. Bulliard verweist auf die
Massnahmen gegen Illettris-
mus imGesetz. «16 Prozent der
16- bis 65-Jährigen können
nicht genügend gut Lesen und
Schreiben.Das ist erschütternd,
ich konnte es kaumglauben.»
Bulliard bedauert, dass die-

ses Gesetz nicht wie von der
Kommission vorgeschlagen,
auch für Eltern und Jugendli-
che gilt und dass die Erziehung
beim Kapitel Grundkompe-
tenzen fehlt. Enttäuscht ist sie
des Weiteren, dass der Rat die
Arbeitgeber nicht dazu anhal-
ten will, in den Betrieben Wei-
terbildung zu begünstigen.
«Ich hoffe, dass nun der Stän-
derat diese Entscheidung
rückgängigmacht.»
Schneider stellte sich in der

Frage hinter ihre Ratskollegin

von der CVP. Die SP hätte sich
gar einen Weiterbildungs-
urlaub von bis zu einer Woche
gewünscht, kam damit aber
nicht durch. «Das hätte ja auch
dem Arbeitgeber genützt,
denn dieser profitiert davon,
wenn die Mitarbeitenden ihre
beruflichen Kenntnisse à jour
halten.» Damit hätte man dem
Arbeitnehmer die Entschei-
dung vereinfacht. «Je nach-
dem, welche Weiterbildung er
machen will, braucht das viel
Zeit. Viele Arbeitgeber sind
nicht bereit, dafür Arbeitszeit
zur Verfügung zu stellen.»

Gerangel umdas Budget
Den Voranschlag 2014 des

Bundes empfanden Bulliard
und Schneider als ein «hüst
und hott». Bis hin zur Schluss-
abstimmung am Donnerstag,
die auf Antrag hin wiederholt
werden musste. Aus der De-
batte resultierte aufgrund
einer gescheiterten Einigung
ein pauschaler Sparschnitt von
150 Millionen Franken. Dass
zuvor ein Sparpaket in der Hö-
he von 700 Millionen Franken,
welches der Nationalrat selbst
beim Bundesrat in Auftrag ge-
geben hatte, zurückgewiesen
wordenwar, sei schon speziell,

wundert sichBulliard über den
Entscheid ihrer Kollegen. «Das
Sparprogramm hätte einen
Sparschnitt à la Rasenmäher
vermieden. Dass man nun
blind kürzt, kann ich nicht
nachvollziehen», sagt Bulliard.
Sie hätte es vorgezogen, bei

den Ausgaben zu kürzen, so
Schneider: «Wir bemängeln,
dass man nach der erwähnten
Rasenmähermethode gekürzt
hat.» Sie befürchtet, dass letzt-
lich wieder am Personalbud-
get geschraubt werden muss,
beispielsweise, indem bereits
beschlossene Aufstockungen
bei den Stellen nicht besetzt
werden. «Und zugleich kommt
man mit immer mehr Aufga-
ben, welche die Verwaltung
wahrnehmen muss.» Und da-
für brauche es eben Personal.

Freier Handelmit China
Das Freihandelsabkommen

mit Chinawar einAnliegen der
Wirtschaft, vor allem der Ex-
portindustrie, und es kam oh-
ne Auftrag zu Veränderungen
durch. Ein wenig sei sie schon
verblüfft gewesen, so Schnei-
der. «Das ist überraschend,
wenn man schaut, wie bei an-
deren Themen gezankt wird.»
Dabei habe es gerade imMen-

schenrechtsbereich noch eini-
ge offene Fragen gegeben.
«Mir war es ein Anliegen, dass
wir die Situation in China an-
sprechen und die Verbesse-
rung der Menschenrechtssitu-
ation verlangen.»
Sie hätte sich ein Zusatzpro-

tokoll an das Abkommen vor-
stellen können. Sie vermutet
jedoch, dass die Befürworter
des Abkommens aus wirt-
schaftlichen Gründen davor
zurückschreckten, China zu

sehr an den Pranger zu stellen,
und weist zugleich darauf hin,
dass die Schweiz unter den
ersten Ländern ist, die mit
China ein solches Abkommen
abschliessen. Das sei ein
schlechtes Zeichen für die

Menschenrechte, aber auch
für den Arbeitnehmer-, Tier-
und Umweltschutz. «Wir ge-
ben damit ein gefährliches Sig-
nal im Hinblick auf weitere
Abkommen.»
Bulliard gibt zu bedenken,

dass sich China allerdings in
den letzten Jahren geöffnet
und auch bei den Menschen-
rechten Fortschritte gemacht
habe. «Noch vor einer Genera-
tion hätten wir mit diesem
Land nicht einmal über ein
solches Abkommen disku-
tiert.» Heute aber sei das an-
ders, unterstreicht Bulliard.
Der Bundesrat habe ein ange-
messenes Abkommen erwirkt,
das auch einen Dialog be-
inhalte. «DiesenDialog zu füh-
ren, kann helfen, die Men-
schenrechtssituation in China
zu verbessern.»
So habe ihre Partei über

ihren Schatten springen kön-
nen, schliesst die Sensler Na-
tionalrätin. Entscheidend sei
ihres Erachtens gewesen, dass
auch die Bauern dieses Ab-
kommen unterstützen. Fort-
schritte habe es tatsächlich ge-
geben, bestätigt Schneider, je-
doch: «Die Menschenrechtssi-
tuation ist immer noch
schlimm genug.»

Oft sind sich die beiden Deutschfreiburger Nationalrätinnen Christine Bulliard (CVP, l.) und Ursula Schneider Schüttel (SP) durchaus einig.

Übersicht
Die behandelten
Themen in Kürze
Administrativ Versorgte:
Wer ohne Gerichtsurteil in
psychiatrische Anstalten und
Gefängnisse eingewiesen
wurde, wird rehabilitiert. Der
Staat anerkennt die Unrecht-
mässigkeit des Vorgehens.
142 Nationalräte waren da-
für, 45 dagegen, namentlich
SVP-Vertreter.Weiterbil-
dung: Die Schweiz erhält ein
Rahmengesetz, das die ver-
schiedenen Bereiche der
Weiterbildung regelt. Die Fe-
derführung liegt bei den
Kantonen. Der Nationalrat
sagt klar Ja. Voranschlag:
Das Bundesbudget 2014
wurde nach mehreren Run-
den knapp angenommen. Es
hat ein Volumen von 66 Mil-
liarden Franken und schreibt
nach einem Sparschnitt von
150 Millionen Franken ein
Plus von 121 Millionen. Frei-
handelsabkommen: Die
Schweiz und China senken in
verschiedenen Handelsberei-
chen gegenseitig die Zölle.
Der Nationalrat stimmte mit
109 zu 52 Stimmen zu. fca

Christine Bulliard. Ursula Schneider Schüttel.

Das zweite Mal innert
eines Jahres fordert
CVP-Nationalrätin

ChristineBulliard denBundes-
rat auf, sich für die kleinen Zei-
tungen einzusetzen. Denn die
Post will ihre Tarife für die Ver-
teilung erhöhen. «Je kleiner
eine Zeitung ist, desto höher ist
die Erhöhung. Das würde den
kleinen Titeln das Genick bre-
chen.» Zudem verstosse die
Postmit einer Erhöhung gegen
das Postgesetz, das eine
Gleichbehandlung aller Titel
fordere. Bulliard ruft den Bun-
desrat dazu auf, auf die Post
einzuwirken. Mindestens so

lange, bis eine Lösung für die
indirekte Presseförderung ge-
funden worden sei. Auch diese
50 Millionen Franken Subven-
tionen, die einem Sparschnitt
zum Opfer zu fallen drohen,
will Bulliard retten. «Ausge-
rechnet jetzt, da die Zeitungen
in einer Krise stecken, soll ih-
nen dieser Beitrag noch weg-
gespart werden? Das passt
nicht zusammen.» Der Bun-
desrat müsse mindestens eine
Alternative suchen, hatte sie
Anfang Jahr in einer Motion
gefordert. «Sonst werden gera-
de die kleinen Titel nicht mehr
lange weiter bestehen kön-

nen.»DerBundesrat entgegne-
te, er suche nach einer Lösung.
Unterstützung erhält Bul-

liard von SP-Ratskollegin
Ursula Schneider Schüttel.
«Wer sich schon zuvor ein Zei-
tungsabo nur knapp leisten
konnte, ist nicht bereit, mehr
zu zahlen», so Schneider. Der
Staat müsse den Zeitungen
unter die Arme greifen. «Es
geht um den Erhalt einer viel-
fältigen Medienlandschaft
und darum, dass weiterhin
auch kleine Zeitungen existie-
ren können.» Denn für diese
sei der Vertrieb ein bedeuten-
der Ausgabeposten. fca

Presseförderung: Kampf ummehr Vielfalt
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CVP-Nationalrätin, Überstorf
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Ursula Schneider Schüttel
SP-Nationalrätin, Murten


